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Aufgabe der amtlichen Wirtschaftsstatistik ist es, die Datengrundlagen für Entscheidungen von 

Unternehmen und Arbeitnehmern und ihren Vertretungen sowie von staatlichen Akteuren der 

Wirtschaftspolitik zu schaffen. Der Fortschritt bei Datenverarbeitungssystemen und statistischen 

Methoden hat dabei die Auswertungsmöglichkeiten deutlich verbessert. Es wäre allerdings ein 

Trugschluss, anzunehmen, durch die verbesserten Auswertungsmöglichkeiten würde der Datenbedarf 

abnehmen. Das Gegenteil ist der Fall. Der Datenhunger der statischen Modelle steigt mehr und mehr 

an.  

Gleichzeitig werden die wirtschaftlichen Zusammenhänge spürbar komplexer und instabiler. In den 

statistischen Modellen können in der Vergangenheit ermittelte Zusammenhänge daher immer weniger 

genutzt werden, um Datenlücken zu füllen. Ein markantes Beispiel ist der Zusammenhang zwischen 

Auftragseingang und Produktion im Produzierenden Gewerbe. Behinderungen von Lieferketten und 

unterschiedlichste Preis- und Kostenschocks führen hier immer wieder zu Verlängerungen und 

Verkürzungen von Produktionsabläufen oder gar zu Stornierungen.  

Eine zwischenzeitliche Beobachtung solcher Veränderungen ermöglicht die die Abfrage der 

Auftragsbestände. Für die Markteilnehmer, aber auch die Wirtschaftspolitik, lassen sich damit Hinweise 

auf Auslastungsprobleme und Kapazitätsengpässe frühzeitig gewinnen. Fehlen hingegen diese 

Informationen, führt dies zu gravierenden Fehleinschätzungen der konjunkturellen und strukturellen 

Entwicklung.  

Besonders hoch sind aktuell die Herausforderungen an die staatlichen Akteure bei der Umsetzung des 

Sondervermögens Bundeswehr und des Sondervermögens Infrastruktur und Klimaneutralität. Die 

Einschätzung der Kapazitäts- und Auslastungsentwicklung in der Rüstungsindustrie sowie der 

Bauwirtschaft und ihrer Zulieferindustrien sind hier von zentraler Bedeutung für den Erfolg. 

Insbesondere geht es darum reine Preiseffekte zu vermeiden. Je besser in der Umsetzungsplanung die 

Kapazitäten der betreffenden Branchen eingeschätzt werden können, je mehr von den 

Investitionsmitteln führt tatsächlich zu einer Verbesserung der Verteidigungsfähigkeit, der In-

frastrukturausstattung und des Klimaschutzes. Ohne Auftragsbestandserfassung ist ein effektives 

begleitendes Monitoring der Sondervermögen nicht möglich.  

Die Abschaffung der Statistik zur Erfassung der Auftragsbestände dürfte mit erheblichen 

volkswirtschaftlichen Folgekosten verbunden sein.   
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